
§ 42 Ablehnung eines Richters 

(1) Ein Richter kann sowohl in den Fällen, in denen er von der Ausübung des Richteramts 
kraft Gesetzes ausgeschlossen ist, als auch wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt 
werden. 
(2) Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung statt, wenn ein Grund vorliegt, 
der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen. 
(3) Das Ablehnungsrecht steht in jedem Fall beiden Parteien zu. 
 
 

§ 43 Verlust des Ablehnungsrechts 

Eine Partei kann einen Richter wegen Besorgnis der Befangenheit nicht mehr ablehnen, 
wenn sie sich bei ihm, ohne den ihr bekannten Ablehnungsgrund geltend zu machen, in eine 
Verhandlung eingelassen oder Anträge gestellt hat. 
 

§ 44 Ablehnungsgesuch 

(1) Das Ablehnungsgesuch ist bei dem Gericht, dem der Richter angehört, anzubringen; es 
kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden. 
(2) Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen; zur Versicherung an Eides statt darf die 
Partei nicht zugelassen werden. Zur Glaubhaftmachung kann auf das Zeugnis des 
abgelehnten Richters Bezug genommen werden. 
(3) Der abgelehnte Richter hat sich über den Ablehnungsgrund dienstlich zu äußern. 
(4) Wird ein Richter, bei dem die Partei sich in eine Verhandlung eingelassen oder Anträge 
gestellt hat, wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt, so ist glaubhaft zu machen, dass 
der Ablehnungsgrund erst später entstanden oder der Partei bekannt geworden sei. 
 

§ 383 Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt:  
1. 

der Verlobte einer Partei oder derjenige, mit dem die Partei ein Versprechen 
eingegangen ist, eine Lebenspartnerschaft zu begründen; 

2. 
der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 

2a. 
der Lebenspartner einer Partei, auch wenn die Lebenspartnerschaft nicht mehr 
besteht; 

3. 
diejenigen, die mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert 
sind oder waren; 

4. 
Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge 
anvertraut ist; 

5. 
Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von periodischen 
Druckwerken oder Rundfunksendungen berufsmäßig mitwirken oder mitgewirkt 
haben, über die Person des Verfassers, Einsenders oder Gewährsmanns von 
Beiträgen und Unterlagen sowie über die ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit 



gemachten Mitteilungen, soweit es sich um Beiträge, Unterlagen und Mitteilungen für 
den redaktionellen Teil handelt; 

6. 
Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen anvertraut 
sind, deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder durch gesetzliche Vorschrift 
geboten ist, in Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit sich bezieht. 

(2) Die unter Nummern 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor der Vernehmung über ihr 
Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu belehren. 
(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn das 
Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt, 
dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht abgelegt 
werden kann. 
 

§ 385 Ausnahmen vom Zeugnisverweigerungsrecht 

(1) In den Fällen des § 383 Nr. 1 bis 3 und des § 384 Nr. 1 darf der Zeuge das Zeugnis nicht 
verweigern:  
1. 

über die Errichtung und den Inhalt eines Rechtsgeschäfts, bei dessen Errichtung er 
als Zeuge zugezogen war; 

2. 
über Geburten, Verheiratungen oder Sterbefälle von Familienmitgliedern; 

3. 
über Tatsachen, welche die durch das Familienverhältnis bedingten 
Vermögensangelegenheiten betreffen; 

4. 
über die auf das streitige Rechtsverhältnis sich beziehenden Handlungen, die von 
ihm selbst als Rechtsvorgänger oder Vertreter einer Partei vorgenommen sein sollen. 

(2) Die im § 383 Nr. 4, 6 bezeichneten Personen dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn 
sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. 
 
 

Titel 8 
Beweis durch Sachverständige 

 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 402 Anwendbarkeit der Vorschriften für Zeugen 

Für den Beweis durch Sachverständige gelten die Vorschriften über den Beweis durch 
Zeugen entsprechend, insoweit nicht in den nachfolgenden Paragraphen abweichende 
Vorschriften enthalten sind. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 403 Beweisantritt 

Der Beweis wird durch die Bezeichnung der zu begutachtenden Punkte angetreten. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 404 Sachverständigenauswahl 



(1) Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverständigen und die Bestimmung ihrer Anzahl 
erfolgt durch das Prozessgericht. Es kann sich auf die Ernennung eines einzigen 
Sachverständigen beschränken. An Stelle der zuerst ernannten Sachverständigen kann es 
andere ernennen. 
(2) Sind für gewisse Arten von Gutachten Sachverständige öffentlich bestellt, so sollen 
andere Personen nur dann gewählt werden, wenn besondere Umstände es erfordern. 
(3) Das Gericht kann die Parteien auffordern, Personen zu bezeichnen, die geeignet sind, als 
Sachverständige vernommen zu werden. 
(4) Einigen sich die Parteien über bestimmte Personen als Sachverständige, so hat das 
Gericht dieser Einigung Folge zu geben; das Gericht kann jedoch die Wahl der Parteien auf 
eine bestimmte Anzahl beschränken. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 404a Leitung der Tätigkeit des Sachverständigen 

(1) Das Gericht hat die Tätigkeit des Sachverständigen zu leiten und kann ihm für Art und 
Umfang seiner Tätigkeit Weisungen erteilen. 
(2) Soweit es die Besonderheit des Falles erfordert, soll das Gericht den Sachverständigen 
vor Abfassung der Beweisfrage hören, ihn in seine Aufgabe einweisen und ihm auf 
Verlangen den Auftrag erläutern. 
(3) Bei streitigem Sachverhalt bestimmt das Gericht, welche Tatsachen der Sachverständige 
der Begutachtung zugrunde legen soll. 
(4) Soweit es erforderlich ist, bestimmt das Gericht, in welchem Umfang der Sachverständige 
zur Aufklärung der Beweisfrage befugt ist, inwieweit er mit den Parteien in Verbindung treten 
darf und wann er ihnen die Teilnahme an seinen Ermittlungen zu gestatten hat. 
(5) Weisungen an den Sachverständigen sind den Parteien mitzuteilen. Findet ein 
besonderer Termin zur Einweisung des Sachverständigen statt, so ist den Parteien die 
Teilnahme zu gestatten. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 405 Auswahl durch den mit der Beweisaufnahme betrauten Richter 

Das Prozessgericht kann den mit der Beweisaufnahme betrauten Richter zur Ernennung der 
Sachverständigen ermächtigen. Er hat in diesem Falle die Befugnisse und Pflichten des 
Prozessgerichts nach den §§ 404, 404a. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 406 Ablehnung eines Sachverständigen 

(1) Ein Sachverständiger kann aus denselben Gründen, die zur Ablehnung eines Richters 
berechtigen, abgelehnt werden. Ein Ablehnungsgrund kann jedoch nicht daraus entnommen 
werden, dass der Sachverständige als Zeuge vernommen worden ist. 
(2) Der Ablehnungsantrag ist bei dem Gericht oder Richter, von dem der Sachverständige 
ernannt ist, vor seiner Vernehmung zu stellen, spätestens jedoch binnen zwei Wochen nach 
Verkündung oder Zustellung des Beschlusses über die Ernennung. Zu einem späteren 
Zeitpunkt ist die Ablehnung nur zulässig, wenn der Antragsteller glaubhaft macht, dass er 
ohne sein Verschulden verhindert war, den Ablehnungsgrund früher geltend zu machen. Der 
Antrag kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden. 
(3) Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen; zur Versicherung an Eides statt darf die 
Partei nicht zugelassen werden. 
(4) Die Entscheidung ergeht von dem im zweiten Absatz bezeichneten Gericht oder Richter 
durch Beschluss. 
(5) Gegen den Beschluss, durch den die Ablehnung für begründet erklärt wird, findet kein 
Rechtsmittel, gegen den Beschluss, durch den sie für unbegründet erklärt wird, findet 
sofortige Beschwerde statt. 



Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 407 Pflicht zur Erstattung des Gutachtens 

(1) Der zum Sachverständigen Ernannte hat der Ernennung Folge zu leisten, wenn er zur 
Erstattung von Gutachten der erforderten Art öffentlich bestellt ist oder wenn er die 
Wissenschaft, die Kunst oder das Gewerbe, deren Kenntnis Voraussetzung der 
Begutachtung ist, öffentlich zum Erwerb ausübt oder wenn er zur Ausübung derselben 
öffentlich bestellt oder ermächtigt ist. 
(2) Zur Erstattung des Gutachtens ist auch derjenige verpflichtet, der sich hierzu vor Gericht 
bereit erklärt hat. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 407a Weitere Pflichten des Sachverständigen 

(1) Der Sachverständige hat unverzüglich zu prüfen, ob der Auftrag in sein Fachgebiet fällt 
und ohne die Hinzuziehung weiterer Sachverständiger erledigt werden kann. Ist das nicht der 
Fall, so hat der Sachverständige das Gericht unverzüglich zu verständigen. 
(2) Der Sachverständige ist nicht befugt, den Auftrag auf einen anderen zu übertragen. 
Soweit er sich der Mitarbeit einer anderen Person bedient, hat er diese namhaft zu machen 
und den Umfang ihrer Tätigkeit anzugeben, falls es sich nicht um Hilfsdienste von 
untergeordneter Bedeutung handelt. 
(3) Hat der Sachverständige Zweifel an Inhalt und Umfang des Auftrages, so hat er 
unverzüglich eine Klärung durch das Gericht herbeizuführen. Erwachsen voraussichtlich 
Kosten, die erkennbar außer Verhältnis zum Wert des Streitgegenstandes stehen oder einen 
angeforderten Kostenvorschuss erheblich übersteigen, so hat der Sachverständige 
rechtzeitig hierauf hinzuweisen. 
(4) Der Sachverständige hat auf Verlangen des Gerichts die Akten und sonstige für die 
Begutachtung beigezogene Unterlagen sowie Untersuchungsergebnisse unverzüglich 
herauszugeben oder mitzuteilen. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, so ordnet das Gericht 
die Herausgabe an. 
(5) Das Gericht soll den Sachverständigen auf seine Pflichten hinweisen. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 408 Gutachtenverweigerungsrecht 

(1) Dieselben Gründe, die einen Zeugen berechtigen, das Zeugnis zu verweigern, 
berechtigen einen Sachverständigen zur Verweigerung des Gutachtens. Das Gericht kann 
auch aus anderen Gründen einen Sachverständigen von der Verpflichtung zur Erstattung 
des Gutachtens entbinden. 
(2) Für die Vernehmung eines Richters, Beamten oder einer anderen Person des 
öffentlichen Dienstes als Sachverständigen gelten die besonderen beamtenrechtlichen 
Vorschriften. Für die Mitglieder der Bundes- oder einer Landesregierung gelten die für sie 
maßgebenden besonderen Vorschriften. 
(3) Wer bei einer richterlichen Entscheidung mitgewirkt hat, soll über Fragen, die den 
Gegenstand der Entscheidung gebildet haben, nicht als Sachverständiger vernommen 
werden. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 409 Folgen des Ausbleibens oder der Gutachtenverweigerung 

(1) Wenn ein Sachverständiger nicht erscheint oder sich weigert, ein Gutachten zu erstatten, 
obgleich er dazu verpflichtet ist, oder wenn er Akten oder sonstige Unterlagen zurückbehält, 
werden ihm die dadurch verursachten Kosten auferlegt. Zugleich wird gegen ihn ein 



Ordnungsgeld festgesetzt. Im Falle wiederholten Ungehorsams kann das Ordnungsgeld 
noch einmal festgesetzt werden. 
(2) Gegen den Beschluss findet sofortige Beschwerde statt. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 410 Sachverständigenbeeidigung 

(1) Der Sachverständige wird vor oder nach Erstattung des Gutachtens beeidigt. Die 
Eidesnorm geht dahin, dass der Sachverständige das von ihm erforderte Gutachten 
unparteiisch und nach bestem Wissen und Gewissen erstatten werde oder erstattet habe. 
(2) Ist der Sachverständige für die Erstattung von Gutachten der betreffenden Art im 
Allgemeinen beeidigt, so genügt die Berufung auf den geleisteten Eid; sie kann auch in 
einem schriftlichen Gutachten erklärt werden. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 411 Schriftliches Gutachten 

(1) Wird schriftliche Begutachtung angeordnet, soll das Gericht dem Sachverständigen eine 
Frist setzen, innerhalb derer er das von ihm unterschriebene Gutachten zu übermitteln hat. 
(2) Versäumt ein zur Erstattung des Gutachtens verpflichteter Sachverständiger die Frist, so 
kann gegen ihn ein Ordnungsgeld festgesetzt werden. Das Ordnungsgeld muss vorher unter 
Setzung einer Nachfrist angedroht werden. Im Falle wiederholter Fristversäumnis kann das 
Ordnungsgeld in der gleichen Weise noch einmal festgesetzt werden. § 409 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 
(3) Das Gericht kann das Erscheinen des Sachverständigen anordnen, damit er das 
schriftliche Gutachten erläutere. 
(4) Die Parteien haben dem Gericht innerhalb eines angemessenen Zeitraums ihre 
Einwendungen gegen das Gutachten, die Begutachtung betreffende Anträge und 
Ergänzungsfragen zu dem schriftlichen Gutachten mitzuteilen. Das Gericht kann ihnen 
hierfür eine Frist setzen; § 296 Abs. 1, 4 gilt entsprechend. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 411a Verwertung von Sachverständigengutachten aus anderen Verfahren 

Die schriftliche Begutachtung kann durch die Verwertung eines gerichtlich oder 
staatsanwaltschaftlich eingeholten Sachverständigengutachtens aus einem anderen 
Verfahren ersetzt werden. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 412 Neues Gutachten 

(1) Das Gericht kann eine neue Begutachtung durch dieselben oder durch andere 
Sachverständige anordnen, wenn es das Gutachten für ungenügend erachtet. 
(2) Das Gericht kann die Begutachtung durch einen anderen Sachverständigen anordnen, 
wenn ein Sachverständiger nach Erstattung des Gutachtens mit Erfolg abgelehnt ist. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 413 Sachverständigenvergütung 

Der Sachverständige erhält eine Vergütung nach dem Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetz. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 
 
 



§ 414 Sachverständige Zeugen 

Insoweit zum Beweis vergangener Tatsachen oder Zustände, zu deren Wahrnehmung eine 
besondere Sachkunde erforderlich war, sachkundige Personen zu vernehmen sind, kommen 
die Vorschriften über den Zeugenbeweis zur Anwendung. 
 

Selbständiges Beweisverfahren 

 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 485 Zulässigkeit 

(1) Während oder außerhalb eines Streitverfahrens kann auf Antrag einer Partei die 
Einnahme des Augenscheins, die Vernehmung von Zeugen oder die Begutachtung durch 
einen Sachverständigen angeordnet werden, wenn der Gegner zustimmt oder zu besorgen 
ist, dass das Beweismittel verloren geht oder seine Benutzung erschwert wird. 
(2) Ist ein Rechtsstreit noch nicht anhängig, kann eine Partei die schriftliche Begutachtung 
durch einen Sachverständigen beantragen, wenn sie ein rechtliches Interesse daran hat, 
dass  
1. 

der Zustand einer Person oder der Zustand oder Wert einer Sache, 
2. 

die Ursache eines Personenschadens, Sachschadens oder Sachmangels, 
3. 

der Aufwand für die Beseitigung eines Personenschadens, Sachschadens oder 
Sachmangels 

festgestellt wird. Ein rechtliches Interesse ist anzunehmen, wenn die Feststellung der 
Vermeidung eines Rechtsstreits dienen kann. 
(3) Soweit eine Begutachtung bereits gerichtlich angeordnet worden ist, findet eine neue 
Begutachtung nur statt, wenn die Voraussetzungen des § 412 erfüllt sind. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 486 Zuständiges Gericht 

(1) Ist ein Rechtsstreit anhängig, so ist der Antrag bei dem Prozessgericht zu stellen. 
(2) Ist ein Rechtsstreit noch nicht anhängig, so ist der Antrag bei dem Gericht zu stellen, das 
nach dem Vortrag des Antragstellers zur Entscheidung in der Hauptsache berufen wäre. In 
dem nachfolgenden Streitverfahren kann sich der Antragsteller auf die Unzuständigkeit des 
Gerichts nicht berufen. 
(3) In Fällen dringender Gefahr kann der Antrag auch bei dem Amtsgericht gestellt werden, 
in dessen Bezirk die zu vernehmende oder zu begutachtende Person sich aufhält oder die in 
Augenschein zu nehmende oder zu begutachtende Sache sich befindet. 
(4) Der Antrag kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 



 

§ 487 Inhalt des Antrages 

Der Antrag muss enthalten:  
1. 

die Bezeichnung des Gegners; 
2. 

die Bezeichnung der Tatsachen, über die Beweis erhoben werden soll; 
3. 

die Benennung der Zeugen oder die Bezeichnung der übrigen nach § 485 zulässigen 
Beweismittel; 

4. 
die Glaubhaftmachung der Tatsachen, die die Zulässigkeit des selbständigen 
Beweisverfahrens und die Zuständigkeit des Gerichts begründen sollen. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§§ 488 und 489 (weggefallen) 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 490 Entscheidung über den Antrag 

(1) Über den Antrag entscheidet das Gericht durch Beschluss. 
(2) In dem Beschluss, durch welchen dem Antrag stattgegeben wird, sind die Tatsachen, 
über die der Beweis zu erheben ist, und die Beweismittel unter Benennung der zu 
vernehmenden Zeugen und Sachverständigen zu bezeichnen. Der Beschluss ist nicht 
anfechtbar. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 491 Ladung des Gegners 

(1) Der Gegner ist, sofern es nach den Umständen des Falles geschehen kann, unter 
Zustellung des Beschlusses und einer Abschrift des Antrags zu dem für die Beweisaufnahme 
bestimmten Termin so zeitig zu laden, dass er in diesem Termin seine Rechte 
wahrzunehmen vermag. 
(2) Die Nichtbefolgung dieser Vorschrift steht der Beweisaufnahme nicht entgegen. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 492 Beweisaufnahme 

(1) Die Beweisaufnahme erfolgt nach den für die Aufnahme des betreffenden Beweismittels 
überhaupt geltenden Vorschriften. 
(2) Das Protokoll über die Beweisaufnahme ist bei dem Gericht, das sie angeordnet hat, 
aufzubewahren. 
(3) Das Gericht kann die Parteien zur mündlichen Erörterung laden, wenn eine Einigung zu 
erwarten ist; ein Vergleich ist zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 493 Benutzung im Prozess 

(1) Beruft sich eine Partei im Prozess auf Tatsachen, über die selbständig Beweis erhoben 
worden ist, so steht die selbständige Beweiserhebung einer Beweisaufnahme vor dem 
Prozessgericht gleich. 



(2) War der Gegner in einem Termin im selbständigen Beweisverfahren nicht erschienen, so 
kann das Ergebnis nur benutzt werden, wenn der Gegner rechtzeitig geladen war. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 494 Unbekannter Gegner 

(1) Wird von dem Beweisführer ein Gegner nicht bezeichnet, so ist der Antrag nur dann 
zulässig, wenn der Beweisführer glaubhaft macht, dass er ohne sein Verschulden 
außerstande sei, den Gegner zu bezeichnen. 
(2) Wird dem Antrag stattgegeben, so kann das Gericht dem unbekannten Gegner zur 
Wahrnehmung seiner Rechte bei der Beweisaufnahme einen Vertreter bestellen. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 494a Frist zur Klageerhebung 

(1) Ist ein Rechtsstreit nicht anhängig, hat das Gericht nach Beendigung der 
Beweiserhebung auf Antrag ohne mündliche Verhandlung anzuordnen, dass der 
Antragsteller binnen einer zu bestimmenden Frist Klage zu erheben hat. 
(2) Kommt der Antragsteller dieser Anordnung nicht nach, hat das Gericht auf Antrag durch 
Beschluss auszusprechen, dass er die dem Gegner entstandenen Kosten zu tragen hat. Die 
Entscheidung unterliegt der sofortigen Beschwerde. 
 
 
 

Schiedsvereinbarung 

 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 1029 Begriffsbestimmung 

(1) Schiedsvereinbarung ist eine Vereinbarung der Parteien, alle oder einzelne Streitigkeiten, 
die zwischen ihnen in Bezug auf ein bestimmtes Rechtsverhältnis vertraglicher oder 
nichtvertraglicher Art entstanden sind oder künftig entstehen, der Entscheidung durch ein 
Schiedsgericht zu unterwerfen. 
(2) Eine Schiedsvereinbarung kann in Form einer selbständigen Vereinbarung 
(Schiedsabrede) oder in Form einer Klausel in einem Vertrag (Schiedsklausel) geschlossen 
werden. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 1030 Schiedsfähigkeit 

(1) Jeder vermögensrechtliche Anspruch kann Gegenstand einer Schiedsvereinbarung sein. 
Eine Schiedsvereinbarung über nichtvermögensrechtliche Ansprüche hat insoweit rechtliche 
Wirkung, als die Parteien berechtigt sind, über den Gegenstand des Streites einen Vergleich 
zu schließen. 
(2) Eine Schiedsvereinbarung über Rechtsstreitigkeiten, die den Bestand eines 
Mietverhältnisses über Wohnraum im Inland betreffen, ist unwirksam. Dies gilt nicht, soweit 
es sich um Wohnraum der in § 549 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bestimmten Art handelt. 
(3) Gesetzliche Vorschriften außerhalb dieses Buches, nach denen Streitigkeiten einem 
schiedsrichterlichen Verfahren nicht oder nur unter bestimmten Voraussetzungen 
unterworfen werden dürfen, bleiben unberührt. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 



§ 1031 Form der Schiedsvereinbarung 

(1) Die Schiedsvereinbarung muss entweder in einem von den Parteien unterzeichneten 
Dokument oder in zwischen ihnen gewechselten Schreiben, Fernkopien, Telegrammen oder 
anderen Formen der Nachrichtenübermittlung, die einen Nachweis der Vereinbarung 
sicherstellen, enthalten sein. 
(2) Die Form des Absatzes 1 gilt auch dann als erfüllt, wenn die Schiedsvereinbarung in 
einem von der einen Partei der anderen Partei oder von einem Dritten beiden Parteien 
übermittelten Dokument enthalten ist und der Inhalt des Dokuments im Falle eines nicht 
rechtzeitig erfolgten Widerspruchs nach der Verkehrssitte als Vertragsinhalt angesehen wird. 
(3) Nimmt ein den Formerfordernissen des Absatzes 1 oder 2 entsprechender Vertrag auf 
ein Dokument Bezug, das eine Schiedsklausel enthält, so begründet dies eine 
Schiedsvereinbarung, wenn die Bezugnahme dergestalt ist, dass sie diese Klausel zu einem 
Bestandteil des Vertrages macht. 
(4) Eine Schiedsvereinbarung wird auch durch die Begebung eines Konnossements 
begründet, in dem ausdrücklich auf die in einem Chartervertrag enthaltene Schiedsklausel 
Bezug genommen wird. 
(5) Schiedsvereinbarungen, an denen ein Verbraucher beteiligt ist, müssen in einer von den 
Parteien eigenhändig unterzeichneten Urkunde enthalten sein. Die schriftliche Form nach 
Satz 1 kann durch die elektronische Form nach § 126a des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ersetzt werden. Andere Vereinbarungen als solche, die sich auf das schiedsrichterliche 
Verfahren beziehen, darf die Urkunde oder das elektronische Dokument nicht enthalten; dies 
gilt nicht bei notarieller Beurkundung. 
(6) Der Mangel der Form wird durch die Einlassung auf die schiedsgerichtliche Verhandlung 
zur Hauptsache geheilt. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 1032 Schiedsvereinbarung und Klage vor Gericht 

(1) Wird vor einem Gericht Klage in einer Angelegenheit erhoben, die Gegenstand einer 
Schiedsvereinbarung ist, so hat das Gericht die Klage als unzulässig abzuweisen, sofern der 
Beklagte dies vor Beginn der mündlichen Verhandlung zur Hauptsache rügt, es sei denn, 
das Gericht stellt fest, dass die Schiedsvereinbarung nichtig, unwirksam oder undurchführbar 
ist. 
(2) Bei Gericht kann bis zur Bildung des Schiedsgerichts Antrag auf Feststellung der 
Zulässigkeit oder Unzulässigkeit eines schiedsrichterlichen Verfahrens gestellt werden. 
(3) Ist ein Verfahren im Sinne des Absatzes 1 oder 2 anhängig, kann ein schiedsrichterliches 
Verfahren gleichwohl eingeleitet oder fortgesetzt werden und ein Schiedsspruch ergehen. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 1033 Schiedsvereinbarung und einstweilige gerichtliche Maßnahmen 

Eine Schiedsvereinbarung schließt nicht aus, dass ein Gericht vor oder nach Beginn des 
schiedsrichterlichen Verfahrens auf Antrag einer Partei eine vorläufige oder sichernde 
Maßnahme in Bezug auf den Streitgegenstand des schiedsrichterlichen Verfahrens 
anordnet. 
 
 


